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Mit BMF-Schreiben werden steuerli-
che Maßnahmen zur Unterstützung 
in den Themenbereichen Spenden 
und Verwendung von Mitteln steu-
erbegünstigter Körperschaften, Zu-
wendungen aus dem Betriebsvermö-
gen, Lohnsteuer, Umsatzsteuer und 
Schenkungsteuer getroffen. 
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UNTERSTÜTZUNG DER  
VOM UKRAINE-KRIEG  
GESCHÄDIGTEN

25 Jahre lang hat er bis zu seinem 
Ausscheiden im Jahre 2009 die heu-
te 70-jährige Geschichte unserer 
Kanzlei wie kein anderer geprägt.

-  Seite 4

NACHRUF HEINRICH HORT

Zur Umsetzung der Grundsteu-
erreform müssen in Deutschland 
rund 35 Millionen Grundstücke  
sowie land- und forstwirtschaftliche  
Betriebe neu bewertet werden. Da-
mit einhergehen Erklärungs- und  
Anzeigepflichten für die Steuer-
pflichtigen, denen die Grundstücke 
zuzurechnen sind.

- Expertenwissen, Seite 22

GRUNDSTEUERREFORM 
2022

Kryptowährungen – wie der Bitcoin –  
haben vor einigen Jahren einen  
regelrechten Boom erlebt, der bis  
heute anhält. Bei der Besteuerung von  
Kryptowährungen gab es bislang eine 
ganze Reihe offener Fragen...

- Expertenwissen, Seite 4
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EDITORIAL
Liebe Mandanten,

die Dimension der Geschehnisse bestimmt auch die  
Hierarchie der Themen unseres aktuellen MHP Magazins.

Ja, es sind viele traurige und bewegende Geschehnisse, 
die das erste Quartal 2022 prägen. Unser Seniorpartner und  
Mitgründer Heinrich Hort hat uns im Januar für immer verlas-
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Kryptowährungen – wie der Bitcoin  
haben vor einigen Jahren einen  
regelrechten Boom erlebt, der bis  
heute anhält. Bei der Besteuerung von  
Kryptowährungen gab es bislang 
eine ganze Reihe offener Fragen...

SEITE 6

Am Abend des 14.03.2022 fand in der 
Albgauhalle in Ettlingen die Aus-
bildungsbörse statt. Seit der Coro-
na-Pandemie war es eine der ersten 
Präsenzmessen im Umkreis von 
Karlsruhe. 

SEITE 13

Ab sofort können Sie bei uns kosten-
los Ihr Elektro- oder Hybridfahrzeug 
laden. Auch unsere eigene Fahrzeug-
flotte haben wir bereits teilweise aus 
ökologischen Gründen auf Elekt-
rostrom umgestellt.

SEITE 18

sen. Wenig später beginnt ein Konflikt in der Ukraine, der uns 
alle sehr bewegt, wenn wir das menschliche Leid sehen.  

Aber auch in dieser Ausgabe haben wir für Sie interessante 
Themen zusammengestellt, die sich an viele Fragestellungen 
unserer Mandanten orientieren:

Gewinne aus dem Handel mit Kryptowährungen einkommen-
steuerpflichtig? // Grundsteuerreform 2022 // Die Künst-
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Zur Umsetzung der Grundsteu-
erreform müssen in Deutschland 
rund 35 Millionen Grundstücke  
sowie land- und forstwirtschaftliche  
Betriebe neu bewertet werden.

SEITE 22

Der bewusste Umgang mit Verpa-
ckungen und das Recycling werden 
immer wichtiger. Denn begrenzente 
Ressourcen, Klimaschutz und das 
Recycling von Wertstoffen gehören 
zu den wichtigsten Umweltthemen 
unserer Zeit.

SEITE 26

Der Umsatzsteuer-Durchschnitts-
satz für die vereinfachte Besteu-
erung pauschalierender land- und 
forstwirtschaftlicher Betriebe sinkt 
ab 2022 von 10,7 auf 9,5 Prozent.

SEITE 32

lersozialversicherung als fester Bestandteil der Deutschen 
Rentenversicherung // Aktuelles zum Verpackungsgesetz //
Neuregelungen zur Statusfeststellung //Corona-Krise und 
Auswirkungen auf die Erbschaftsteuer u.v.m. 

Wir wünschen Ihnen eine interessante Lektüre.

Maisenbacher Hort + Partner
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WIR NEHMEN ABSCHIED VON HEINRICH HORT

Heinrich Hort ist im Januar 2022 von uns gegangen.  
Wer ihn kannte, weiß, er ist nun für immer in sein gelieb-
tes Kirchboot im Ruderverein Wiking gestiegen.

25 Jahre lang hat er bis zu seinem Ausscheiden im  
Jahre 2009 die heute 70-jährige Geschichte unserer 
Kanzlei wie kein anderer geprägt und sie mit Weitsicht 
auf ihren heutigen zukunftsweisenden, erfolgreichen 
Weg geführt mit Überzeugung, Geradlinigkeit und Vision. 

1983 konnte unser Gründer und Grandseigneur Ottmar 
Bühler den seinerzeitigen Betriebsprüfer und Steu-
erfahnder für sich und seine damalige expandierende 
Kanzlei gewinnen. Die beiden fanden anlässlich einer 
Betriebsprüfung nicht nur fachlich sondern vor allem 
persönlich zueinander. Zwei Männer, ein Handschlag 
und der Zusammenschluss war schnell besiegelt.  
Diese Freundschaft hielt bis zum Tod von Ottmar Bühler 
im Jahr 2012.

Nun war der gemeinsamen Kanzleientwicklung keine 
Grenzen gesetzt – denn unser Heinrich erkannte die Zei-
chen der Zeit und damit vor allem die Notwendigkeit des 
„EDV“-Einsatzes und neuen Kanzleistrukturen. Er form-
te mit seinem Team die seinerzeitige Kanzlei Bühler & 
Partner, nachfolgend dann Bühler, Hort & Partner. Sein 
damaliger Weitblick, Vision, Energie und die seinerzeit 
erheblichen Investitionen waren die Grundlage für un-
ser heutiges Selbstverständnis an Technik, Organisation 
und Zukunftsorientierung. Dafür sind wir dankbar.

Er war stets für die Belange der Mitarbeitenden und 
seiner Partner da. Mit wohlgemeinten väterlichen  
Ratschlägen stand er nicht nur jungen Menschen zur 
Seite und lehrte sie die Geschicke des Lebens. Seine 
damit verbundene Art – geradlinig, direkt und ehrlich 
-– machte ihn eben zu dem besonderen Menschen. Mit 
einigen Kanten, Erfahrung und einer absoluten Verläss-
lichkeit.

Er fehlt uns nun als Berater, Begleiter und Freund. Seiner Familie gehört unser tiefstes Mitgefühl.
Uns bleibt die Erinnerung an ihn und an all das Gute, das wir von Heinrich Hort erfahren haben.

Die Partner im Namen des gesamten MHP-Teams

*29.08.1944  † 21.01.2022
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Heinrich Hort organisierte in 2006 ein Team-Event im Kirchboot

Zum Abschied haben wir geschrieben, dass Heinrich Hort in sein Wikingerschiff gestiegen ist. Im Übrigen ein Kirch-
boot (Ursprung Finnland - 17. Jahrhundert, Mann und Frau ruderten damit über den See zu Kirche). Nach dem Kauf 
wurde das Boot von Heinrich entkernt und immer wieder erneuert, saniert, perfektioniert. Es wurde für das lange 
Boot mit 14 Ruderplätzen sogar eine eigene schwimmende Bootsgarage errichtet. Stunden über Stunden verbrachte 
er in seiner Werkstatt zwischen Maschinen, Lackierstation und der Werkbank. Inzwischen haben sich Nachahmer 
gefunden für dieses Unikat.

61 Jahre prägte er die Geschicke im Ruderverein Wiking e.V.



66



MHP MAGAZIN

7

KRYPTOWÄHRUNGEN

Kryptowährungen – wie der Bitcoin – haben vor einigen 
Jahren einen regelrechten Boom erlebt, der bis heute 
anhält. Bei der Besteuerung von Kryptowährungen gab 
es bislang eine ganze Reihe offener Fragen. Mit einem 
ersten BMF-Schreiben vom 27.02.2018 hatte das Bun-
desfinanzministerium für Finanzen (kurz BMF) zur „Um-
satzsteuerliche Behandlung von Bitcoin und anderen 
sog. virtuellen Währungen“ bereits Stellung genommen.

Bei der ertragsteuerlichen Einordnung besteht allerdings 
nach wie vor in einigen Punkten Unklarheit. Um Rechts-
klarheit für alle Steuerpflichtigen zu schaffen, wird des-
halb schon seit längerer Zeit eine umfassende Stellung-
nahme des BMF gefordert. Das BMF hat daher mit einem 
Entwurf eines BMF-Schreibens vom 17.06.2021 zu „Einzel-
fragen zur ertragsteuerlichen Behandlung von virtuellen 
Währungen und von Token“ Stellung genommen. Wann 
das BMF-Schreiben endgültig ergehen wird, ist derzeit 
noch unklar. Zwischenzeitlich sind auch zwei Finanzge-
richts-Urteile (kurz FG-Urteil) zur Frage der Steuerpflicht 
der Gewinne aus Kryptowährungen ergangen.

Entwurf eines BMF-Schreibens vom 17.06.2021 (FG-Ur-
teil Finanzgericht Baden-Württemberg: Kryptowährun-
gen als andere Wirtschaftsgüter i.S.d. § 23 Abs. 1 Nr. 2 
EStG)

Auch das Finanzgericht Baden-Württemberg hat mit 
Urteil vom 11.06.2021 (5 K 1996/19) entschieden, dass Ge-
winne aus der Veräußerung von Kryptowährungen steu-
erpflichtig sind. Die Gewinne des Klägers seien sonstige 
Einkünfte aus privaten Veräußerungsgeschäften. 

Kryptowährungen seien immaterielle Wirtschaftsgüter. 
Der steuerrechtliche Begriff des Wirtschaftsguts sei 
weit zu fassen und auf der Grundlage einer wirtschaft-
lichen Betrachtungsweise auszulegen. Er umfasse 
„sämtliche vermögenswerten Vorteile, deren Erlangung 
sich der Steuerpflichtige etwas kosten lässt“, „die ei-
ner selbständigen Bewertung zugänglich sind“ und der 
„Erwerber des gesamten Betriebs in dem Vorteil einen 
greifbaren Wert sehen würde“. Die zugelassene Revisi-

GEWINNE AUS DEM HANDEL  
EINKOMMENSTEUERPFLICHTIG?

on wurde eingelegt; sie ist beim BFH unter dem Az. IX R 
27/21 anhängig. Das Verfahren hat sich zwischenzeitlich 
erledigt durch die Zurücknahme der Revision.

Urteil des Finanzgerichts Köln zu Gewinn aus der  
Veräußerung von Kryptowährungen. Das Finanzge-
richt Köln hat mit aktuellem Urteil vom 25.11.2021 (14 
K 1178/20) ebenfalls entschieden, dass Gewinne, die 
aus der Veräußerung von Kryptowährungen erzielt wer-
den, im Rahmen eines privaten Veräußerungsgeschäfts  
einkommensteuerpflichtig sind.

Sachverhalt
Der Kläger verfügte zu Beginn des Jahres 2017 über  
zuvor erworbene Bitcoins. Diese tauschte er im Januar 
2017 zunächst in Ethereum-Einheiten und die Ethere-
um-Einheiten im Juni 2017 in Monero-Einheiten. Ende 
des Jahres 2017 tauschte er seine Monero-Einheiten 
teilweise wieder in Bitcoins und veräußerte diese noch 
im gleichen Jahr. Für die Abwicklung der Geschäfte  
hatte der Kläger über digitale Handelsplattformen  
entweder Kaufverträge mit Anbietern bestimmter  
Kryptowerte zu aktuellen Kursen oder Tauschverträ-
ge, bei denen er eigene Kryptowerte als Gegenleistung  
eingesetzt hat, geschlossen. Der Kläger erklärte den 
aus der Veräußerung erzielten Gewinn von rund 3,4  
Millionen Euro in seiner Einkommensteuererklä-
rung 2017 als Einkünfte aus privaten Veräußerungs-
geschäften gemäß § 22 Nr. 2, § 23 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 des  
Einkommensteuergesetzes (EStG). Das Finanz-
amt setzte die Einkommensteuer erklärungsge-
mäß fest. Der Kläger legte daraufhin Einspruch ein.  
Zur  Begründung  führte er im Wesentlichen aus, dass 
bei der Besteuerung von Veräußerungsgewinnen aus 
Kryptowährungen ein strukturelles Vollzugsdefizit 
bestehe und ein Verstoß gegen den Bestimmtheits-
grundsatz vorliege. Daher dürften diese Gewinne nicht 
besteuert werden. Im Übrigen fehle es bei Kryptowäh-
rungen an der erforderlichen Veräußerung eines „Wirt-
schaftsguts“.
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Richterliche Entscheidung
Das Finanzgericht Köln wies die Klage ab. Ein struk-
turelles Vollzugsdefi zit liege nicht vor. Dieses werde 
insbesondere nicht durch die anonyme Veräußerung 
begründet.

Im Übrigen lägen die Voraussetzungen eines privaten 
Veräußerungsgeschäfts vor. Bei den Kryptowährun-
gen handele es sich um „andere Wirtschaftsgüter“ im 
Sinne des § 23 Abs. 1 Nr. 2 EStG. Die Qualifi kati-
on als Wirtschaftsgut verstoße nicht gegen den 
Bestimmtheitsgrundsatz, da über den Gegenstand des 
Wirtschaftsguts keine Unklarheiten bestünden. Die vom 
Kläger gehandelten Kryptowerte (Bitcoin, Ethereum und 
Monero) seien verkehrsfähig und selbständig bewertbar. 
Zudem bestehe eine strukturelle Vergleichbarkeit mit 
Fremdwährungen.

Die Revision ist beim BFH unter dem Az.: IX R 3/22 
anhängig, jedoch noch nicht in der Datenbank aufge-
nommen.

Aussetzung der Vollziehung möglich
Das FG Nürnberg hat bereits mit Beschluss vom 
08.04.2020, 3 V 1239/19, entschieden, dass in den Fäl-
len der Besteuerung von Gewinnen aus dem „An- und 

Verkauf von Kryptowährungen“ eine Aussetzung der 
Vollziehung aus rechtlichen Gründen geboten sei, da die 
steuerliche Behandlung von Kryptowährungen soweit 
ersichtlich bisher noch nicht Gegenstand der höch-
strichterlichen Rechtsprechung gewesen sei.

UNSER FAZIT
Gegen Bescheide, in denen Gewinne aus Kryptowäh-
rungen besteuert werden, sollte Einspruch eingelegt 
werden und auf das aktuell anhängige BFH Verfahren IX 
R 3/22 verwiesen und Ruhen des Verfahrens beantragt 
werden. Zugegebenermaßen ist die Wahrscheinlich-
keit, dass der BFH die Gewinne aus Kryptowährungen 
tatsächlich unbesteuert lässt, nicht sehr hoch, zumal 
er erst kürzlich selbst Gewinne aus dem Verkauf von 
Fußballtickets als steuerpfl ichtig angesehen hat 
(BFH-Urteil vom 29.10.2019, IX R 10/18).

Vegard Maisenbacher, LL.M.
Steuerberater und Partner

Ariane Kloeß
Steuerberaterin
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EXPERTENWISSEN

RECHT AUF VORSTEUERABZUG –  
FRIST FÜR DIE ZUORDNUNG ZUM  

UNTERNEHMENSVERMÖGEN GILT WEITER

Wenn Sie einen Gegenstand erwerben, der ausschließ-
lich für unternehmerische Zwecke verwendet wird, 
ist dieser Gegenstand aus umsatzsteuerlicher Sicht  
zwingend dem Unternehmensvermögen zuzuordnen. 
Wenn ein Gegenstand (z. B. ein Gebäude oder eine  
Photovoltaikanlage) jedoch nicht ausschließlich, aber 
zu mindestens 10 Prozent unternehmerisch genutzt 
wird, dann haben Sie ein Wahlrecht: 

Der Gegenstand kann insgesamt dem Unternehmens-
vermögen oder dem Privatvermögen zugeordnet wer-
den, er kann aber auch in einen unternehmerisch und 
einen nichtunternehmerisch genutzten Teil aufgeteilt 
werden. Den vollen Vorsteuerabzug erhalten Sie nur, 
wenn der Gegenstand vollständig dem Unternehmens-
vermögen zugeordnet wurde.

Die Zuordnung zum Unternehmensvermögen muss dem 
Finanzamt erkennbar und zeitnah mitgeteilt werden. 
Sofern die Zuordnung zum Unternehmensvermögen 
nicht bereits im Rahmen der Umsatzsteuer-Voranmel-

dungen erfolgte, galt es bisher als zeitnah, wenn die 
Zuordnungsentscheidung gegenüber dem Finanzamt 
bis zur gesetzlichen Regelabgabefrist für Steuererklä-
rungen – grundsätzlich 31.07. des Folgejahres, in dem die 
Leistung bezogen wurde – erklärt wurde. Fraglich war 
nun, ob es mit dem Europarecht in Einklang steht, dass 
ein Mitgliedstaat den Vorsteuerabzug versagt, wenn die 
Zuordnungsentscheidung zum Unternehmensvermö-
gen nicht bis zu einer bestimmten Frist erfolgt. Mit Ent-
scheidung vom 14.10.2021 hat der Europäische Gerichts-
hof bestätigt, dass die deutsche Finanzverwaltung eine 
Frist für die Wahlrechtsausübung setzen darf.

Informieren Sie uns daher rechtzeitig vor dem 31.07.2022 
über Anschaffungen, die Sie im Jahr 2021 getätigt haben, 
damit Sie einen korrekten Vorsteuerabzug erhalten. 

Carolin Knapp
Steuerberaterin
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Der Krieg in Europa zerstört Städ-
te und Dörfer. Er bringt Tod und  
Vertreibung. Weltweit engagie-
ren sich Staaten, Menschen und  
Unternehmen für die Demokratie in 
der Ukraine. 

AUCH DEUTSCHLAND HILFT: 
Die vielen aus der Ukraine in der  
Europäischen Union Ankommenden 
erfahren persönliche und finanzielle 
Unterstützung von Bürgerinnen und 
Bürgern und auch von Unterneh-
men. Die humanitäre Unterstützung 
der im Krisengebiet Bleibenden 
hilft der Demokratie in der Ukraine.  
Mit Datum vom 17. März 2022 
hat das BMF ein Schreiben zu  
steuerlichen Maßnahmen zur  
Unterstützung der vom Krieg in 
der Ukraine Geschädigten, die vom 
24. Februar 2022 bis zum 31. De-

zember 2022 durchgeführt werden, 
veröffentlicht. Mit BMF-Schreiben  
werden steuerliche Maßnahmen zur  
Unterstützung in den Themenberei-
chen Spenden und Verwendung von  
Mitteln steuerbegünstigter Körper-
schaften, Zuwendungen aus dem 
Betriebsvermögen, Lohnsteuer, Um-
satzsteuer und Schenkungssteuer 
getroffen. 

Folgende steuerliche Maßnahmen 
möchten wir für Sie auszugsweiße 
aus dem Schreiben hervorheben:

SPENDENAKTIONEN VON  
STEUERBEGÜNSTIGTEN 
KÖRPERSCHAFTEN ZUR 
UNTERSTÜTZUNG DER VOM 
KRIEG IN DER UKRAINE 
GESCHÄDIGTEN

STEUERLICHE MASSNAHMEN ZUR  
UNTERSTÜTZUNG DER VOM  
UKRAINE-KRIEG GESCHÄDIGTEN

Einer steuerbegünstigten Körper-
schaft ist es grundsätzlich nicht  
erlaubt, Mittel für steuerbegüns-
tigte Zwecke zu verwenden, die sie 
nach ihrer Satzung nicht fördert. 
Es ist unschädlich für die Steuer-
begünstigung einer Körperschaft, 
die nach ihrer Satzung keine z. B.  
mildtätigen Zwecke fördert oder  
regional gebunden ist, wenn sie  
Mittel, die sie in Sonderaktionen 
für die Unterstützung der vom 
Krieg in der Ukraine Geschädigten  
erhalten hat, ohne entsprechende  
Änderung ihrer Satzung unmittel-
bar selbst für den angegebenen  
Zweck verwendet. Neben der  
Verwendung der eingeworbenen  
Spendenmittel ist es ausnahms-
weise auch unschädlich für 
die Steuerbegünstigung der  
Körperschaft, wenn sie sonstige bei 

10
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MHP EXPERTENWISSEN
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ihr vorhandene Mittel, die keiner  
anderweitigen Bindungswir-
kung unterliegen, ohne Änderung 
der Satzung zur unmittelbaren  
Unterstützung der vom Krieg in der 
Ukraine Geschädigten einsetzt. 

STEUERLICHE BEHAND-
LUNG VON  
ARBEITSLOHNSPENDEN

Verzichten Arbeitnehmer auf die 
Auszahlung von Teilen des Arbeits-
lohns oder auf Teile eines angesam-
melten Wertguthabens zuguns-
ten einer steuerfreien Beihilfe und  
Unterstützung des Arbeitgebers an 
vom Krieg in der Ukraine geschä-
digte Arbeitnehmer des Unter-
nehmens oder Arbeit-nehmer von  
Geschäftspartnern oder zugunsten 
einer Zahlung des Arbeitgebers auf 

ein Spendenkonto einer spende-
nempfangsberechtigten Einrich-
tung bleiben diese Lohnteile bei der  
Feststellung des steuerpflichtigen 
Arbeitslohns außer Ansatz, wenn 
der Arbeitgeber die Verwendungs-
auflage erfüllt und dies dokumen-
tiert.

Das BMF-Schreiben ist vor dem 
Hintergrund der notwendigen  
Unterstützung in der Ukraine sehr 
zu begrüßen. Auch Maisenbacher 
Hort + Partner setzt sich für die  
humanitäre Unterstützung von 
Kriegsflüchtlingen ein und wird dies 
auch weiterhin tun. 

Maisenbacher Hort + Partner steht 
zur Ukraine!

Vegard Maisenbacher, LL.M.
Steuerberater und Partner
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IT-EXPERTISE VON MHP AUCH BEI 
UNSEREN MANDANTEN GEFRAGT
Viele Fragen unserer Mandanten zum Themenfeld IT und – ganz besonders 
im Bereich der Digitalisierung haben uns in den letzten Monaten verstärkt 
erreicht. Wir freuen uns natürlich, wenn wir weiterhelfen können. 

Oft sind die Fragestellungen zu Dokumentenverwaltung, Datenspeicherung 
und it-basierte, organisatorische Prozesse im Unternehmen – bis hin zur 
Verfahrensdokumentation sehr komplex. Und so profitieren unsere Mandan-
ten vom jahrzehntelangen Aufbau von Ressourcen in der MHP-IT-Abteilung 
und ihre kontinuierliche Weiterentwicklung des IT-Teams. 

Zwischenzeitlich hat sich hieraus ein eigenes Beratungsfeld entwickelt: 8 
Spezialisierte aus unterschiedlichen Fachbereichen der IT- und Steuerbe-
ratungs-Landschaft beantworten ihre individuellen Fragestellungen, wie  
z. B. zu DATEV Unternehmen online, DATEV Arbeitnehmer online/Personal-
verwaltung, Datenströme, Dienste und Software-Integrationen.

Jens Weber
Leiter Digitalisierung und IT-Beratung
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Am Abend des 14.03.2022 fand in der Albgauhalle in 
Ettlingen die Ausbildungsbörse statt. Seit der Coro-
na-Pandemie war es eine der ersten Präsenzmessen 
im Umkreis von Karlsruhe. Für MHP war es eine ideale 
Gelegenheit jungen Berufsinteressenten ihre Fragen zur 
Ausbildung im persönlichen Gespräch zu beantworten.

Die Teilnahme an der Ausbildungsbörse war uns sehr 
wichtig, denn gerade für Berufseinsteiger war die per-
sönliche Kontaktaufnahme mit Ausbildungsbetrieben 
während der Corona-Pandemie deutlich erschwert, teil-
weise sogar unmöglich.

Insgesamt nahmen 45 Unternehmen aus der Region an 
der Ausbildungsbörse teil. MHP bewarb als einzige Steu-
er- und Rechtsberatungskanzlei die Ausbildungsberufe: 

AUSBILDUNGSBÖRSE IN ETTLINGEN –  
MHP BIETET ORIENTIERUNG

Steuerfachangestellte/r und das Studium Bachelor 
of Arts: RWS Steuern und Rechnungswesen. Daneben 
wurden auch unsere Ausbildungsberufe zum/zur Büro-
kaufmann/-kauffrau und zum/zur Kaufmann/Kauffrau 
für Digitalisierungsmanagement beworben.

An diesem Abend konnten wir mit einigen jungen Men-
schen interessante Gespräche führen und diese für die 
Ausbildungsberufe in unseren Fachbereichen neugierig 
machen. 

Laura Bader
HR Managerin
Personalabteilung

v.l.n.r. �Julian Hort (Auszubildender Steuerfachangestellter), Laura Bader (HR Managerin),  
Aline Weiler (Steuerfachangestellte)
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Die wirtschaftliche Lage zahlreicher Unternehmen 
und Selbständigen in Deutschland und weltweit hat 
sich aufgrund der wirtschaftlichen Auswirkungen 
der Corona-Krise rapide verschlechtert. Mit einer  
Vielzahl an Corona-Hilfen des Bundes wird versucht,  
Unternehmen zu unterstützen und Arbeitsplätze zu  
sichern, um die unmittelbaren Folgen der von Bund und  
Ländern beschlossenen Einschränkungen abzufedern. 
Auch seitens der Unternehmen werden Maßnahmen  
durchgeführt, um die akuten Krisenfolgen zu bewälti-
gen, wie beispielsweise die Inanspruchnahme von Kurz-
arbeitergeld. Einige Maßnahmen zur Krisenbewältigung 
können jedoch unerwünschte Erbschaftsteuerfolgen 
bei den Gesellschaftern nach sich ziehen.

In den letzten Jahren sind viele Unternehmen und  
Unternehmensanteile erbschaft- und schenkungsteu-
erlich begünstigt übertragen worden, in dem die gel-
tenden Verschonungsregelungen für Betriebsvermögen 
in Anspruch genommen wurden. Im Erbschaftsteuer-
gesetz werden allerdings nicht nur Anforderungen an 
das übertragene Vermögen im Zeitpunkt der Übertra-
gung gestellt. Vielmehr müssen in einer Wohlverhal-
tensperiode nach dem Übertragungsstichtag verschie-
dene Bedingungen eingehalten werden, um über die  
Totalperiode in den Genuss der ursprünglich geplanten 
Steuerverschonung zu kommen.

Für die Übertragung von Betriebsvermögen bis 26 Mio. 
EUR im Erb- und Schenkungsfall sieht das Erbschaft-
steuergesetz erhebliche steuerliche Begünstigungen 

vor. Der Erwerber hat grundsätzlich die Möglichkeit, 
zwischen zwei Verschonungsregelungen zu wählen.

1. ��Die Regelverschonung sieht einen 85%igen  
Verschonungsabschlag vor wenn das Unternehmen 
fünf Jahre fortgeführt wird (Behaltensfrist) und wei-
tere schädliche Tatbestände in dieser Zeit vermieden 
werden. 

2. ��Unter gewissen Voraussetzungen wird auf Antrag die 
Optionsverschonung mit einen 100%igen Verscho-
nungsabschlag gewährt wenn das Unternehmen sie-
ben Jahre fortgeführt wird (Behaltensfrist).

ZU BEACHTENDE REGELUNGEN IN DER 
WOHLVERHALTENSPERIODE

Für die Inanspruchnahme einer der beiden Verschonungs-
regelungen (Regelverschonung 85%iger Verschonungs-
abschlag und Optionsverschonung 100%iger Verscho-
nungsabschlag) müssen in der Wohlverhaltensperiode 
nach dem Übertragungsstichtag folgende  Vorausset-
zungen eingehalten werden:

• �Einhaltung der Lohnsummenfrist von fünf Jahren bei 
Regelverschonung bzw. sieben Jahren bei Optionsver-
schonung

• �Einhaltung der Mindestlohnsumme, welche sich je 
nach Betriebsgröße unterscheidet

• �Einhaltung der Behaltensfrist (fünf Jahre bzw. sieben 
Jahre)

AUSWIRKUNGEN DER  
CORONA-KRISE AUF DIE  
ERBSCHAFTSTEUER:
UNERWÜNSCHTE BEGLEITERSCHEINUNGEN DER 
KRISENBEWÄLTIGUNG BEI BEREITS  
ERFOLGTEN UNTERNEHMENSÜBERTRAGUNGEN
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•� �Keine Betriebsveräußerung oder Betriebsaufgabe in-
nerhalb der Behaltensfrist von fünf Jahren bei der Re-
gelverschonung. Im Falle der auf Antrag gewählten 
Optionsverschonung verlängert sich die Behaltensfrist 
auf sieben Jahre.

• �Keine Veräußerung von wesentlichen Betriebsgrund-
lagen oder deren Überführung in das Privatvermögen 
oder Zuführung zu anderen betriebsfremden Zwecken 
innerhalb der Behaltensfrist von 5 Jahren bzw. sieben 
Jahren bei Optionsverschonung.

• �Bei Anteilen an Kapitalgesellschaften keine Veräuße-
rung, Kapitalherabsetzung oder Liquidation innerhalb 
der Behaltensfrist von 5 Jahren bzw. sieben Jahren bei 
Optionsverschonung.

• �Keine Überentnahmen innerhalb der Behaltensfrist, 
die die Gewinne oder Gewinnanteile innerhalb der Be-
haltensfrist um mehr als 150.000 EUR übersteigen.

Werden die vorstehenden Bedingungen nicht ein-
gehalten, mindert sich der jeweilige gewährte Ver-
schonungsabschlag anteilig. Dies kann im Extremfall  
sogar zu einem vollständigen Wegfall der Verschonung  
führen wenn etwa gegen die Behaltensfrist im ersten 
Jahr der Wohlverhaltensperiode verstoßen wird. Der 
Grund bzw. die Motivation für den Verstoß ist dabei 
grundsätzlich unbeachtlich, so dass auch die Insolvenz 
oder ein Verkauf in der Krise schädlich ist und die Nach-
versteuerung auslöst. 



16

BEHALTENSFRIST IN DER KRISE

Insolvenz

Gerade in der Krise droht ein doppeltes Risiko wenn ein 
Unternehmen Insolvenz anmelden muss und der Gesell-
schafter zusätzlich noch mit Erbschaftsteuer belastet 
wird. Zumindest wirkte dem die Verlängerung der Frist 
zur Insolvenzanmeldung bis zum 30.04.2021 entgegen 
(§ 1 COVIS 19-Insolvenzaussetzungsgesetz – COVInsAG), 
da so möglicherweise die Insolvenz noch bis zum Ab-
lauf der Wohlverhaltensperiode hinausgezögert werden 
konnte. Seit   01.05.2021 gilt jedoch wieder die alte Frist 
bei drohender Insolvenz.

Umstrukturierung oder Verkauf in der Krise

Besonders in der Krise kann es erforderlich werden, 
Unternehmen umzustrukturieren, Unternehmen zu ver-
schmelzen, wesentliche Betriebsgrundlagen zu veräu-
ßern, neue Gesellschafter aufzunehmen oder gar ganz 
zu verkaufen.

Jeder Fall ist im Vorfeld genau zu überprüfen, ob und in-
wieweit die vorgesehenen Maßnahmen Auswirkungen 
auf die Verschonungsregelungen für Betriebsvermögen 
bei der Erbschaft – oder Schenkungsteuer haben.

EINHALTUNG DER MINDESTLOHNSUMME 
BEI KURZARBEIT UND ABBAU DER BE-
SCHÄFTIGUNG

Je nach Anzahl der Beschäftigen Arbeitnehmer und der 
in Anspruch genommenen Verschonungsvariante (Re-
gelverschonung oder Optionsverschonung) muss eine 
Mindestlohnsumme über die Wohlverhaltensperiode 
eingehalten werden. Bei Unterschreiten der jeweiligen 
Grenzen kommt es entsprechend zu einer anteiligen 
Nachversteuerung. Das bedeutet, dass ein Unterneh-
mer, der ursprünglich davon ausging fünf Jahre nach Er-
werb (Regelverschonung) seines Unternehmensanteils 
durch Schenkung oder Erbschaft im Durchschnitt keine 
Beschäftigung abzubauen, nun aufgrund der Corona- 
Krise ggf. mit einer Nachversteuerung belastet wird. 
Zwar mindert das Kurzarbeitergeld glücklicherweise 
nicht die relevante Lohnsumme. Der Beschäftigungsab-
bau aufgrund der Einschränkung der Gewerbeausübung 
ganzer Branchen und infolge dessen geringere gezahlte 
Löhne und Gehälter können jedoch durchaus zu einem 
Problem für die Einhaltung der Mindestlohnsumme 
werden.
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GEFAHR VON ÜBERENTNAHMEN BEI 
RÜCKLÄUFIGEN ODER AUSBLEIBENDEN 
GEWINNEN
Übersteigen die getätigten Entnahmen innerhalb der 
jeweiligen Behaltensfrist den seit der Übertragung zu-
zurechnenden steuerlichen Gewinn bzw. Gewinnanteil, 
Einlagen und einen Freibetrag von 150.000 EUR führt 
dies zu Überentnahmen und somit zur vollständigen 
Versagung der Verschonung, die die Nachversteuerung 
auslöst. Überausschüttungen an Gesellschafter einer 
Kapitalgesellschaft lösen ebenfalls die Nachversteue-
rung aus.

Überentnahmen können jedoch durch eine Einlage, um 
den Betrag von 150.000 EUR übersteigende Entnahmen 
auszugleichen, am Ende der Wohlverhaltensperiode ge-
heilt werden.

Daher ist es empfehlenswert, insbesondere während der 
Krise, die getätigten Entnahmen regelmäßig und genau 
zu überwachen, damit ggf. notwendige Einlagen vor Ab-
lauf der entsprechenden Frist getätigt werden können.

FAZIT
Die Konsequenzen eines Verstoßes gegen die Voraus-
setzungen in der Wohnverhaltensperiode können gra-
vierende steuerliche Nachteile mit sich bringen und zu 
ungeplanten Liquiditätsabfl üssen durch die Nachver-
steuerung führen. Auf die Überwachung der Einhaltung 
der Voraussetzungen ist verstärkt Augenmerkt zu le-
gen. Bei allen Krisenmaßnahmen sollten daher auch die 
erbschaftsteuerlichen Konsequenzen bedacht werden.

Ariane Kloeß
Steuerberaterin
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WIR ERWARTEN  
UNSERE MANDANTEN  
MIT SPANNUNG
Ab sofort können Sie bei uns kosten-
los Ihr Elektro- oder Hybridfahrzeug 
laden. Auch unsere eigene Fahrzeug-
flotte haben wir bereits teilweise aus 
ökologischen Gründen auf Elekt-
rostrom umgestellt. Gespeist werden 
die drei Ladepunkte über Ökostrom, 
den wir überwiegend von unserer 
PV-Anlage unseres Bürodaches ab 
Sommer 2022 beziehen werden.
Unser Jobrad-Angebot für E-Bikes 

wird von unserem MHP-Team sehr 
gut angenommen – auch das ein 
wertvoller Beitrag für unsere Umwelt.
Unsere Luft-Wärmepumpe – die wir 
im Sommer 2022 in Betrieb nehmen 
werden –, trägt ebenfalls zur Opti-
mierung unseres Energiehaushaltes 
bei: Die steigenden Temperaturen im 
Sommer machen eine Raumklima-
tisierung erforderlich, die über eine 
energieeffiziente Luft-Wärmepum-

pe verfügen wird. In Kombination mit 
einer neuen Gasbrennwert-Therme 
ergibt sich eine sinnvolle Lösung aus 
Wärme- und Kälteproduktion für ein 
angenehmes Raumklima bei scho-
nender Verwendung der Ressourcen.

Jens Weber
Leiter Digitalisierung und  
IT-Beratung
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CORONA-PANDEMIE:

Mit der Restart-Prämie der L-Bank 
startete am 1. März ein neues För-
derprogramm für den Mittelstand. 
Die Restart-Prämie unterstützt 
Betriebe finanziell dabei, nach der 
Pandemie in die Wiederaufnahme 
des regulären Geschäftsbetriebs zu 
investieren. Ziel ist es, wieder das 
Vorkrisenniveau zu erreichen.

Die L-Bank erweiterte ihr  
Förderangebot ab 1. März um einen  
zusätzlichen Tilgungszuschuss für 
kleine und mittlere Unternehmen, 
die besonders von den wirtschaft-
lichen Folgen der Pandemie betrof-
fen sind: Mit der Restart-Prämie 
können beispielsweise Betriebe 
des Einzelhandels, der Veranstal-
tungswirtschaft, der Gastronomie 
sowie des Taxi- und Mietwagenge-
werbes ihren Neustart ankurbeln.  
Die Fördermittel sollen dazu  
beitragen, dass notwendige Inves-

titionen und Betriebsmittel günstig  
finanziert werden können. Zum 
Zeitpunkt der Veröffentlichung  
lagen uns aktuell noch keine  
konkreten Förderbeispiele vor.
Die Restart-Prämie kann über die 
Hausbanken in Kombination mit 
den Förderdarlehen der Gründungs- 
und Wachstumsfinanzierung (GuW-
BW) der L-Bank beantragt werden.  
Voraussetzung für diesen  
Förderanreiz ist eine dauerhafte  
Überlebensperspektive der Unter-
nehmen. Der Tilgungszuschuss im 
Rahmen der Restart-Prämie beträgt 
zehn Prozent des Bruttodarlehens-
betrags, maximal 50.000 Euro. Die 
Förderdarlehen können dabei mit 
einer Bürgschaft der Bürgschafts-
bank oder der L-Bank kombiniert 
werden.

Die Restart-Prämie im Rahmen 
von GuW-BW können kleine 

und mittlere Unternehmen aus  
Branchen beantragen, die von der 
Corona-Pandemie besonders stark 
betroffen waren beziehungswei-
se sind und die für die Wiederauf-
nahme des regulären Geschäfts-
betriebs investieren. Folgende  
Branchen gehören dazu: Einzelhan-
del, körpernahe Dienstleistungen, 
Veranstaltungswirtschaft und Ev-
entbranche, Schaustellergewer-
be und Marktkaufleute, Gastrono-
mie und Event-Caterer, Taxi- und 
Mietwagenunternehmen, Touris-
muswirtschaft und Reisebranche, 
Vergnügungs-, Themen- und Frei-
zeitparks sowie gewerbliche Sport- 
und Freizeiteinrichtungen.

Steffen Hort
Steuerberater und Partner

RESTART-PRÄMIE DER L-BANK AB MÄRZ 2022
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Für Kinder, die das 18., aber noch nicht das 25. Lebens-
jahr vollendet haben, kann während eines Hochschul-
studiums Anspruch auf Kindergeld bestehen. Der Bun-
desfinanzhof hat nun die Frage entschieden, wann ein 
Hochschulstudium beginnt und wann es beendet ist.

Eine Berufsausbildung in Form eines Hochschulstu-
diums beginnt mit der erstmaligen Durchführung von 
Ausbildungsmaßnahmen (nicht bereits mit der Bewer-
bung).

Die Beendigung eines Hochschulstudiums setzt grund-
sätzlich voraus, dass das Kind die letzte nach der Prü-
fungsordnung erforderliche Prüfungsleistung erfolg-
reich erbracht hat. Zudem müssen dem Kind sämtliche 
Prüfungsergebnisse bekannt gegeben worden sein.

Die Bekanntgabe erfordert regelmäßig, dass das Kind 

• �entweder eine schriftliche Bestätigung über den Ab-
schluss und die Abschlussnoten erhalten hat oder

• �jedenfalls objektiv in der Lage war, eine solche schrift-
liche Bestätigung über ein Online-Portal der Hoch-
schule erstellen zu können. 

BEACHTEN SIE: 
Entscheidend ist hier, welches dieser Ereignisse früher 
eingetreten ist.

Für den Kindergeldanspruch für volljährige Kinder ist es 
oft entscheidend, ob sich das Kind in einer Erst- oder ei-
ner Zweitausbildung befindet. Denn nach Abschluss ei-
ner erstmaligen Berufsausbildung oder eines Erststudi-
ums ist eine Erwerbstätigkeit grundsätzlich schädlich. 
Ausgenommen sind hier nur folgende Fälle: Eine Er-
werbstätigkeit mit bis zu 20 Stunden regelmäßiger wö-
chentlicher Arbeitszeit, ein Ausbildungsdienstverhältnis 
oder ein geringfügiges Beschäftigungsverhältnis.

Bernd Maisenbacher
Steuerberater und Partner

BEGINN UND ENDE DES 
KINDERGELDANSPRUCH 
BEI EINEM STUDIUM
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MHP EXPERTENWISSEN

Zur Umsetzung der Grundsteuerreform müssen in 
Deutschland rund 35 Millionen Grundstücke sowie 
land- und forstwirtschaftliche Betriebe neu bewertet 
werden. Damit einhergehen Erklärungs- und Anzeige-
pflichten für die Steuerpflichtigen, denen die Grundstü-
cke zuzurechnen sind. Sicher haben Sie in der Presse 
darüber gelesen.

ERKLÄRUNGSPFLICHT
Auf den 01.01.2022 (Hauptfeststellungszeitpunkt)  
haben Steuerpflichtige Erklärungen zur Feststellung 
des Grundsteuerwerts bei der Finanzverwaltung in  
elektronischer Form abzugeben. Hierzu fordert die  
Finanzverwaltung voraussichtlich im März 2022 durch 
eine Allgemeinverfügung auf. Nach aktuellem Stand 
können ab dem 01.07.2022 die Feststellungserklärun-
gen an die Finanzverwaltungen übermittelt werden.  
Manche Bundesländer haben bereits angekündigt, dass 
die Feststellungserklärungen bis spätestens 31.10.2022 
eingereicht werden müssen.

KÜNFTIGE FESTSTELLUNGEN
Das Bundesmodell sieht eine Neubewertung alle sieben 
Jahre vor, so dass der nächste Hauptfeststellungszeit-
punkt der 01.01.2029 sein wird.
Erfolgt die Bewertung nach einem der Ländermodelle, 
können sich hier Erleichterungen ergeben. Baden-Würt-
temberg sieht zwar eine Neubewertung alle sieben 
Jahre im Rahmen der Hauptfeststellung vor, bewertet 
aber lediglich den Grund und Boden nicht hingegen die  
Gebäude. Bayern, Hamburg und Niedersachsen  
sehen keine turnusmäßige Neubewertung vor. Hessen  
erweitert den Zeitraum der turnusmäßigen Neubewer-
tung von sieben auf 14 Jahre.

ANZEIGEPFLICHT
Neben der Neubewertung auf den 01.01.2022 des  
gesamten inländischen Grundvermögens für Zwecke 
der Grundsteuer wurde eine Pflicht zur Anzeige von  
Änderungen der tatsächlichen Verhältnisse, die sich 
auf die Höhe des Grundsteuerwerts, die Vermögensart 
oder die Grundstücksart auswirken oder zu einer erst-
maligen Feststellung führen auf den Beginn des folgen-
den Kalenderjahres neu in das Bewertungsgesetz ein-
gefügt. Ab 2022 sind bis zum 31.01. (länderspezifisch ggf. 
bis 31.03.) des Folgejahres sämtliche Änderungen des  
vorangegangenen Kalenderjahres anzuzeigen.
Der Eigentumsübergang an einem Grundstück, der zu 
einer Zurechungsfortschreibung führt, bedarf keiner 

GRUNDSTEUERREFORM:
ERKLÄRUNGS- UND ANZEIGEPFLICHTEN

Erklärung des Steuerpflichtigen, weil die Finanzverwal-
tung insbesondere durch Mitteilung anderer Behörden 
hiervon erfährt.

DIE LÄNDERSPEZIFISCHEN FRISTEN  
IM EINZELNEN

Baden-Württemberg ab 2022 bis zum 31.01. des Folgejahres
Bayern		�   ab 2022 bis zum 31.03. des Folgejahres
Hamburg	�  ab 2022 bis zum 31.03. des Folgejahres
Hessen		�  ab 2022 bis zum 31.01. des Folgejahres
Niedersachsen	�  ab 2022 bis zum 31.03. des Folgejahres
Saarland	�  ab 2022 bis zum 31.01. des Folgejahres
Sachsen	�  ab 2022 bis zum 31.01. des Folgejahres
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ERKLÄRUNGSPFLICHTIGER
Die Steuererklärung oder Anzeige ist regelmäßig von 
dem Steuerpflichtigen abzugeben, dem das Grundstück 
zuzurechnen ist. 

Bei einem Grundstück, das mit einem Erbbaurecht be-
lastet ist, ist vom Erbbauberechtigten unter Mitwirkung 
des Erbbauverpfichteten die Steuererklärung oder An-
zeige abzugeben.

Bei einem Gebäude auf fremden Grund und Boden ist 
der Grundstückseigentümer verpflichtet, die Steuerer-
klärung oder Anzeige abzugeben. Der Eigentümer oder 
wirtschaftliche Eigentümer des Gebäudes hat mitzu-
wirken.

SANKTIONEN MÖGLICH
Bei den Erklärungen zur Feststellung der Grundsteu-
erwerte oder den Anzeigen über die Änderung der tat-
sächlichen Verhältnisse handelt es sich um eigenstän-
dig zu unterschreibende Steuererklärungen im Sinne 
der Abgabenordnung. Dies hat zur Folge, dass die Erfül-
lung sowohl der Erklärungs- als auch der Anzeigepflicht 
erzwingbar ist und bei Nichterfüllung oder nicht frist-
gerechter Erfüllung grundsätzlich ein Verspätungszu-
schlag festzusetzen ist.

Den Erklärungs- und Anzeigepflichtigen sowie seinen 
Gesamtrechtsnachfolger trifft die Pflicht zur Berichti-
gung seiner Erklärungen bzw. Anzeigen, wenn der Be-
treffende nachträglich vor Ablauf der Feststellungsfrist 
erkennt, dass eine von ihm oder für ihn abgegebene Er-
klärung oder Anzeige unrichtig oder unvollständig ist 
und dass es dadurch zu einer Verkürzung von Steuern 
kommen kann oder bereits gekommen ist.

ELEKTRONISCHE ABGABE DER STEUERER-
KLÄRUNGEN UND ANZEIGEN
Die Erklärungen zur Feststellung der Grundsteuerwerte 
und die Anzeigen über die Änderung der tatsächlichen 
Verhältnisse sind elektronisch nach amtlich vorge-
schriebenem Datensatz durch Datenfernübertragung 
an das für die gesonderte Feststellung zuständige Fi-
nanzamt zu übermitteln. Auf Antrag kann die Finanz-
behörde zur Vermeidung von unbilliger Härten auf eine 
elektronische Übermittlung verzichten.

Als Befreiungsgründe kommen insbesondere in Be-
tracht, wenn die Erklärungsabgabe nach amtlich vor-
geschriebenem Datensatz durch Datenfernübertragung 
für den Steuerpflichtigen wirtschaftlich oder persönlich 
unzumutbar ist. Dies ist insbesondere der Fall, wenn 
die Schaffung der technischen Möglichkeiten für eine 
Datenfernübertragung des amtlich vorgeschriebenen 
Datensatzes nur mit einem nicht unerheblichen finan-
ziellen Aufwand möglich wäre oder wenn der Steuer-
pflichtige nach seinen individuellen Kenntnissen und 
Fähigkeiten nicht oder nur eingeschränkt in der Lage ist, 
die Möglichkeiten der Datenfernübertragung zu nutzen.

Ariane Kloeß
Steuerberaterin



2018
10.04.2018
Urteil Bundesverfassungsgericht

2019
02.12.2019
Verabschiedung Bundesmodell

2022
01.01.2022
Hauptfeststellungszeitpunkt

März 2022 
Öffentliche Aufforderung zur Abgabe 
von Erklärungen zur Feststellung des 
Grundsteuerwerts

01.07.2022
Elektronische Abgabe möglich

31.10.2022 
Abgabefrist Erklärungen zur  
Feststellung des Grundsteuerwerts

2023
31.01.2023 �(bzw. 31.03.2023 

 / länderspezifisch)
Anzeige der Änderungen aus 2022

STEUERERKLÄRUNGS- 

FAZIT
Als Eigentümer eines Grundstücks sind Sie unmittelbar betroffen und gesetzlich verpflichtet am Neubewertungs-
verfahren teilzunehmen. Hierzu ist Einiges an Vorbereitungen zu treffen. Wir unterstützen Sie vollumfänglich von der 
Datenerhebung über die Erstellung der Grundsteuerwerterklärung bis hin zur Bescheidprüfung. Nehmen Sie gerne 
Kontakt mit uns auf.

24
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2024
31.01.2024 (bzw. 31.03.2024)
Anzeige der Änderungen 2023

2024 
Anpassung der Hebesätze durch  
Gemeinden

2025
01.01.2025 
Hauptveranlagungszeitpunkt Grundsteuer

2029
01.01.2029  
Hauptfeststellungszeitpunkt  
(Bundesmodell)

UND ANZEIGEPFLICHTEN NACH NEUEM RECHT
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Der bewusste Umgang mit Verpackungen und das 
Recycling werden immer wichtiger. Denn begrenzente 
Ressourcen, Klimaschutz und das Recycling von Wert-
stoffen gehören zu den wichtigsten Umweltthemen 
unserer Zeit.

Der Gesetzgeber hat 2019 die Zentrale Stelle Verpa-
ckungsregister (ZSVR) gegründet und die bestehende 
Verpackungsverordnung in ein neues Verpackungs-
gesetz überführt. Die Verantwortung der Erstinver-
kehrbringer von Verpackungen wird durch die ZSVR 
überwacht und über die zuständigen Abfallbehörden 
gegebenenfalls (drastisch) sanktioniert.
Neben der allgemeinen Registrierungspflicht für Her-
steller systembeteiligungspflichtiger Verpackungen 
bei der ZSVR und den regelmäßigen Datenmeldungen 
überwacht die ZSVR die Registrierung der Unterneh-
men bei Systempartnern (wie z. B. Der Grüne Punkt, 
BellandVision oder Interseroh…) und verpflichtet die 
Unternehmen bei Überschreiten bestimmter Grenzen, 

eine geprüfte Vollständigkeitserklärung im öffentli-
chen Register der ZSVR zu hinterlegen.

NEU AB 2022:

• �Erweiterte Nachweis- und Dokumentationspflicht 
für alle nicht systembeteiligungspflichtigen Ver-
packungen ab 01.01.2022 Betroffen hiervon sind z. 
B. Transportverpackungen (im Handel) und Gewer-
be-/Industrieverpackungen (die beim nicht privaten 
Endverbraucher anfallen). Das können z. B. Paletten 
oder verwendete Schrumpffolien sein. Die Doku-
mentation ist vorerst nur intern zu führen und nicht 
prüfungspflichtig, muss aber auf Verlangen bis zum 
15.05. für das Vorjahr der zuständigen Abfallbehörde 
vorgelegt werden können. Zu dokumentieren sind – 
aufgeschlüsselt nach Materialart und Masse – die in 
Verkehr gebrachten, die zurückgenommenen und die 
verwerteten Verpackungen.

• �Erweiterung der Registrierungspflicht bei der ZSVR 
auf sämtliche Verpackungsarten ab 01.07.2022 

VERPACKUNGSGESETZ 
WAS ÄNDERT SICH AB 2022?

MHP EXPERTENWISSEN
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Dies bedeutet, dass alle Erstinverkehrbringer von 
Verpackungen – egal welcher Art – sich ab dem 
01.07.2022 bei der ZSVR registrieren müssen. Bislang 
betraf dies nur die Erstinverkehrbringer von sys-
tembeteiligungspflichtigen (also kostenpflichtigen) 
Verkaufsverpackungen. Ab 01.07.2022 gilt die Regis-
trierungspflicht auch für Transportverpackungen (im 
Handel), Gewerbe-/Industrieverpackungen (s.o.) und 
Serviceverpackungen! Das sind Verpackungen, die 
vor Ort mit Ware befüllt werden (z.B. Bäckereitüten, 
Eisbecher, Kunststofftüten beim Metzger, …). Die 
Registrierungspflicht bei der ZSVR gilt selbst dann, 
wenn die Verpackungen bereits vom Verpackungs-
hersteller auf der vorgelagerten Vertriebsstufe regis-
triert wurden.

Gerade durch diese beiden Neuerungen im Verpa-
ckungsgesetz wird der Kreis der Unternehmen deut-
lich erweitert und Hersteller, die bislang mit dem Ver-
packungsgesetz nicht in Berührung gekommen sind, 

müssen aktiv werden.

Herr Thomas Weisbrod, Steuerberater und bei MHP 
seit 1999, ist als Prüfer von Vollständigkeitserklärun-
gen bei der ZSVR registriert. 

Sollten Sie zu dem Themenkomplex Fragen haben,  
wenden Sie sich gerne direkt an uns. 

Weitergehende Informationen finden Sie auch direkt 
über die Homepage der ZSVR

Thomas Weisbrod
Steuerberater

27
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DIE KÜNSTLER- 
SOZIALVERSICHERUNG 
FESTER BESTANDTEIL DER PRÜFUNGEN  
DER DEUTSCHEN RENTENVERSICHERUNG (DRV)

HINTERGRUND

Nachfolgende Ausführungen sollen das Thema der 
Künstlersozialversicherung (KSV) darstellen, welches 
seit einigen Jahren fester Bestandteil der Prüfungen der 
DRV ist. Es geht nachfolgend um einen Überblick, der 
Besonderheiten und Detailfragen berücksichtigt. 

Das am 01.01.1983 in Kraft getretene Künstlersozialver-
sicherungsgesetz (KSVG) bietet selbständigen Künst-
lern und Publizisten sozialen Schutz in der Renten-, 
Kranken- und Pflegeversicherung. Wie Arbeitnehmer 
zahlen sie nur etwa die Hälfte der Versicherungsbei-
träge; die andere Beitragshälfte trägt die Künstlersozi-
alkasse (KSK). Die für die Finanzierung erforderlichen  
Mittel werden durch einen Zuschuss des Bundes und 
durch eine Künstlersozialabgabe (KSA) der Unterneh-
men erbracht, die künstlerische und publizistische  
Leistungen in Anspruch nehmen und verwerten (Ver-
werter). Seit dem Inkrafttreten des KSVG ist für jede 
Inanspruchnahme künstlerischer oder publizistischer 
Leistungen durch einen Verwerter eine Sozialabgabe zu 
zahlen. Demnach müssen alle Unternehmer, die Leis-
tungen selbständiger Künstler/Publizisten in Anspruch 
nehme n und an dem gesetzlich geregelten Meldever-
fahren teilnehmen. Die Meldungen sind grundsätzlich 
gegenüber der KSK vorzunehmen. Die KSK hat u. a. die 
Aufgabe festzustellen, wer als Verwerter künstleri-
scher/publizistischer Leistungen abgabepflichtig ist.

WER MUSS DIE KÜNSTLERSOZIALABGABE 
ZAHLEN?

Unternehmen, die typischerweise künstlerische oder 
publizistische Werke oder Leistungen verwerten (Ver-
werter) gem. § 24 Abs. 1 S. 1 KSVG. Grundsätzlich zäh-
len dazu alle Unternehmen, die durch den Einsatz ihrer 
Organisation, besonderer Strukturen oder speziellen 
„Know-hows“ den Absatz künstlerischer Leistungen am 
Markt fördern oder ermöglichen. Ausdrücklich im Ge-
setz genannt sind. Beispiele:

1.   �Buch-, Presse- und sonstige Verlage, P 
resseagenturen (einschließlich Bilderdienste),

2.   �Galerien, Kunsthandel,
3.�  Werbung oder Öffentlichkeitsarbeit für Dritte,

Nach § 24 Abs. 1 S. 2 KSVG gehören aber auch Unterneh-
men dazu, die Werbung oder Öffentlichkeitsarbeit für 
ihr eigenes Unternehmen betreiben und dazu regelmä-
ßig Aufträge an selbständige Künstler oder Publizisten 
erteilen. 

Zusätzlich ist in § 24 Abs. 2 KSVG eine Generalklausel 
aufgenommen worden, die neben den typischen Ver-
wertern auch die einschließt, die für sonstige Zwecke 
ihres Unternehmens nicht nur gelegentlich künstleri-
sche oder publizistische Werke und Leistungen nutzen 
und damit Einnahmen erzielen wollen.

„Nicht kommerzielle“ Veranstalter, wie z. B. Hobby- und 
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Laienmusikvereinigungen, Karnevalsvereine usw., fallen 
nur unter die Abgabepflicht, wenn in einem Kalenderjahr 
mindestens vier Veranstaltungen mit vereinsfremden 
Künstlern oder Publizisten dargeboten werden. 

Für alle ab dem 01.01.2015 im Rahmen der Eigenwer-
bung oder nach der Generalklausel erteilten Aufträge 
gilt: Eine gelegentliche Auftragserteilung liegt nur dann 
vor, wenn die Gesamtsumme aller gezahlten Entgelte 
in einem Kalenderjahr 450 EUR nicht übersteigt. So-
fern es für die Abgabepflicht nach der Generalklausel 
auf die Anzahl der Veranstaltungen ankommt, ist diese 
Voraussetzung unabhängig von der 450-Euro-Regelung 
zusätzlich zu prüfen.

WELCHE ZAHLUNGEN FÜHREN ZU EINER 
ABGABEVERPFLICHTUNG (BEMESSUNGS-
GRUNDLAGE)?

Die KSA wird pauschal in Höhe eines Prozentsatzes von 
den Entgeltzahlungen an selbständige Künstler und Pu-
blizisten erhoben. Der Prozentsatz wird bis zum 30.09. 
eines jeden Jahres für das nachfolgende Kalenderjahr 
durch das Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 
festgesetzt und den abgabepflichtigen Unternehmen 
zusammen mit der Versendung des Meldebogens für 
das abgelaufene Kalenderjahr mitgeteilt. Als Bemes-
sungsgrundlage gelten alle in einem Kalenderjahr an 
selbständige Künstler und Publizisten gezahlten Ent-

gelte (§ 25 KSVG). In die Bemessungsgrundlage sind alle 
für künstlerische/publizistische Leistungen oder Werke 
geleisteten Zahlungen (incl. Auslagen) einzubeziehen, 
unabhängig davon, ob die Künstler/Publizisten selbst 
der Versicherungspflicht nach dem KSVG unterliegen. 
Hierunter fallen z. B. auch Zahlungen an Dritte, also z. B. 
an den Vertreter des Künstlers (Agentur).

Nicht zur Bemessungsgrundlage gehören allerdings z B.:

•  �die in einer Rechnung gesondert ausgewiesene  
Umsatzsteuer des selbständigen Künstlers oder  
Publizisten

•  �Zahlungen an eine KG und OHG
•  �Zahlungen an juristische Personen des privaten oder 

öffentlichen Rechts (GmbH, Unternehmergesell-
schaft, AG)

WIE WIRD DIE ABGABEPFLICHT ERFÜLLT?

Nach den gesetzlichen Bestimmungen sind Unterneh-
mer, die zum Kreis der Abgabepflichtigen gehören oder 
regelmäßig Entgelte an Künstler oder Publizisten zah-
len, verpflichtet, sich selbst bei der KSK zu melden. Die 
KSK prüft die grundsätzliche Abgabepflicht und stellt 
sie ggf. in einem besonderen Bescheid fest. Über die 
konkrete Zahlungspflicht (Höhe der Abgabe) sagt dieser 
Feststellungsbescheid noch nichts aus.
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VERFAHREN ZUR ERMITTLUNG DER 
KÜNSTLERSOZIALABGABE

Der abgabepflichtige Unternehmer hat einmal im Jahr 
sämtliche an selbständige Künstler/Publizisten geleis-
teten Entgelte zu melden. Dies geschieht mit Hilfe der 
von der KSK zur Verfügung gestellten Meldebögen. Der 
Meldebogen steht auch im Internet unter www.kuenst-
lersozialkasse.de (Mediencenter Unternehmen und Ver-
werter) zum Download bereit. Bis zum 31. März des Fol-
gejahres ist der KSK auf dem Meldebogen mitzuteilen, 
wie hoch im vergangene n Kalenderjahr die Umsätze mit 
selbständigen Künstlern und Publizisten gewesen sind. 
Soweit der abgabepflichtige Unternehmer für das lau-
fende Kalenderjahr monatliche Vorauszahlungen (> 40 
EUR) zu leisten hat, wird dies mittels Bescheid von der 
KSK mitgeteilt.

Unternehmer, die ihren Meldepflichten nicht rechtzei-
tig nachkommen, werden von der KSK eingeschätzt 
(§ 27 Abs. 1 S. 3 KSVG). Die Schätzung kann nur durch 
die Abgabe der konkreten Entgeltmeldungen berichtigt 
werden. Die Verletzung der gesetzlichen Melde- und 
Aufzeichnungspflichten ist eine Ordnungswidrigkeit, 
die mit einem Bußgeld geahndet werden kann. Die KSK 
meldet rechtskräftige Bußgeldentscheidungen zur Ein-
tragung in das Gewerbezentralregister, vgl. § 153a Abs. 1 
Gewerbeordnung.

PROZENTSÄTZE FÜR DIE BERECHNUNG DER 
KÜNSTLERSOZIALABGABE

Der Abgabesatz beträgt für die Jahre seit 2018 durchgän-
gig 4,2 % der Entgeltzahlungen an selbständige Künst-
ler und Publizisten.

WIE UNTERSTÜTZEN WIR SIE?

Falls Sie Fragen zu Themen rund um das Thema KSV ha-
ben, können Sie uns gerne kontaktieren. Wir bieten Ih-
nen weiter an, soweit Sie daran Interesse haben und uns 
noch nicht beauftragt haben, die regelmäßigen Meld-
pflichten gegenüber der KSK für Sie zu erledigen. 

SIE NEHMEN DIE MELDUNGEN SELBST 
VOR? DANN BENÖTIGEN WIR IHRE  
UNTERSTÜTZUNG:

Sollten Sie die KSK-Meldungen selbst erstellen, bit-
ten wir Sie uns regelmäßig Kopien der Meldungen, der 
KSK-Bescheide usw. zukommen zu lassen, da wir diese 
Unterlagen im Rahmen der jeweiligen DRV-Prüfungen 
vorlegen müssen.

Patrick Heinold
Steuerberater und Partner
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DATEV überreichte an uns erneut das Label „Digita-
le Kanzlei“ – über diese jährliche Auszeichnung dürfen 
wir uns seit 2019 freuen. Die Vergabe ist an jährlich neu 
defi nierte Kriterien gebunden, welche sowohl uns als 
Kanzlei als auch die Zusammenarbeit mit den Man-
danten bewertet. Mit zunehmender Digitalisierung der 
Geschäftsprozesse wurden nun die Anforderungen 
deutlich erhöht. 

Es ist nicht Genüge getan, ein wenig mit DATEV 
Unternehmen Online zu arbeiten. Vielmehr müs-
sen der gesamte Bereich der Steuerberatung und die 
Zusammenarbeit mit Ihnen als Mandant konsequent 
und umfassend digital aufgestellt sein. Auf die nachfol-
gend wichtigsten Aspekte richten wir unseren Fokus:

LOHN
Einsatz digitaler Lösungen aus dem Personalbereich bis 
hin zu DATEV Arbeitnehmer Online für Ihre Mitarbeiter

BUCHHALTUNG
Vernetzung der unterschiedlichsten Systemen und 
Anwendungen nebst Belegen für die vollständige digita-
le Aufbereitung der Buchhaltung nebst Auswertungen. 
Weiterhin eigehende Papierbuchhaltungen werden bei 
uns „intern“ für die digitale Buchhaltung und Betriebs-
prüfung aufbereitet.

EINKOMMENSTEUERERKLÄRUNG
Viele Mandanten stellen uns ihre Steuerunterlagen 
bereits vollständig digital über „DATEV Meine Steu-
ern“ zur Verfügung. Eingehende Papier-Unterlagen zur 
Steuererklärung werden von uns digitalisiert. Dies ist 
für die digitale Kommunikation mit dem Finanzamt 
unerlässlich und positioniert uns bei den Behörden in 
Ihrem Sinne optimal.

MHP ERHÄLT 
DIE AUSZEICHNUNG 
DIGITALE 
DATEV-KANZLEI 2022

WIR SELBST…
arbeiten mit unserer achtköpfi gen IT-Abteilung nebst 
Auszubildenden konsequent an der Umsetzung der 
digitalen Geschäftsprozesse, Schnittstellen-Lösungen 
und dem Datenaustausch.

Steffen Hort
Steuerberater und Partner
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Der Umsatzsteuer-Durchschnittssatz für die verein-
fachte Besteuerung pauschalierender land- und forst-
wirtschaftlicher Betriebe sinkt ab 2022 von 10,7 auf 9,5 
Prozent. Daraus kann insbesondere für Betriebe mit 
erheblichen Investitionen eine (deutliche) steuerliche 
Mehrbelastung resultieren.

Die Pauschalierungsmöglichkeit können Betriebe bis zu 
einem Jahresumsatz von 600.000 EUR nutzen, siehe § 
24 Umsatzsteuergesetz (UStG). Das Jahressteuergesetz 
2020 regelt, dass die Höhe der Vorsteuerbelastung der 
pauschalierenden Landwirte jährlich anhand aktueller 

statistischer Daten überprüft werden muss – sie ist 
ein wichtiges Kriterium für die Festlegung der Durch-
schnittssätze.

Nach Angaben der Bundesregierung wäre der Durch-
schnittssatz von 10,7 Prozent ab 2022 nicht mehr zuläs-
sig, weil er gegen die EU-Richtlinie über das gemeinsa-
me Mehrwertsteuersystem verstoßen würde.

Vegard Maisenbacher, LL.M.
Steuerberater und Partner

AB 2022 BETRÄGT DIE PAUSCHALE  
UMSATZSTEUER DER LANDWIRTE 9,5 PROZENT
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Zum 01.04.2022 wurde der gesetzliche Rahmen des Sta-
tusfeststellungsverfahrens neu geregelt. Hierbei kön-
nen Unternehmen, die frühzeitig handeln, bares Geld 
sparen.

Der sozialversicherungsrechtliche Status – selbstän-
dig oder abhängig beschäftigt – lässt sich in vielen 
Vertragsverhältnissen nicht eindeutig feststellen. Oft 
beschäftigen Unternehmen neben den eindeutig sozi-
alversicherungspflichtig Beschäftigten freie Mitarbeiter 
oder Subunternehmer, gesellschaftsrechtlich beteiligte 
Geschäftsführer oder Fremdgeschäftsführer, mitarbei-
tende Gesellschafter, Kommanditisten und z. B. Fami-
lienangehörige. 

WIR ZEIGEN AUF, WELCHE WESENTLICHEN 
ÄNDERUNGEN AB 01.04.2022 GELTEN:

• �Das Statusfeststellungsverfahren wird schneller. Es 
wird nur noch der sog. Erwerbsstatus festgestellt, d. h. 
ob eine abhängige Beschäftigung oder selbstständige 
Tätigkeit vorliegt. Der Nachteil dieser Beschleunigung 
liegt für Unternehmen jedoch darin, dass bei der Sta-
tusfeststellung nicht mehr über eine Sozialversiche-
rungspflicht beschieden wird. Um Klarheit in diesem 
Punkt zu erhalten, muss ein zweites Verfahren ange-
stoßen werden, bei der Krankenkasse des Mitarbeiten-
den. 

• �Es gibt Gestaltungen, in denen mehrere Personen als 
Arbeitgeber bzw. Auftraggeber in Betracht kommen. 
Solche Dreiecksverhältnisse können einheitlich ge-
klärt werden, was bislang nicht möglich war. 

• �Die Gesetzesneufassung lässt nun auch sog. Gruppen-
feststellungen zu, d. h. die gleichzeitige Feststellung 
für mehrere Vertragsverhältnisse, die jeweils aufgrund 
identischer Vertragsgestaltungen gleich zu bewerten 
sind. 

• �Der Erwerbsstatus lässt sich über eine Prognoseent-
scheidung auf Antrag bereits vor Aufnahme der kon-
kreten Tätigkeit klären; dies hilft, Risiken vor Beginn 
der Tätigkeit zu eliminieren. Die Beschäftigungsver-
hältnisse lassen sich dann vor Aufnahme der Tätigkei-
ten nochmals anpassen. 

Wichtig ist, dass Sie bereits vor (Prognoseentscheidung) 
oder spätestens im ersten Monat nach Aufnahme der 
Tätigkeit die Statusfeststellungsverfahren in die Wege 
leiten und beantragen. Nur dann müssen Unternehmen 
keine Sozialversicherungsbeiträge nachentrichten, 
wenn ein sozialversicherungspflichtiger Status fest-
stellt wird. Die Sozialversicherungsbeiträge sind dann 
erst ab dem Datum des Bescheides fällig. 

Erforderlich ist hierzu jedoch eine Basisabsicherung des 
betroffenen Beschäftigten; es muss eine Kranken- und 
Rentenversicherung entsprechend der gesetzlichen 
Leistungen vorhanden sein und die beschäftigte Person 
muss dem zustimmen.

Maximilian Marxen
Rechtsanwalt und Partner
Fachanwalt für Arbeitsrecht
Fachanwalt für Handels- und Gesellschaftsrecht

STATUSFESTSTELLUNG –  
ALLES NEU AB 01.04.2022?
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Ein „postmortaler Freibetrag“ kann bei einer erbschaft-
steuerlich optimierten Nachfolgeplanung steuerspa-
rend eingesetzt werden. Der postmortale Freibetrag 
ermöglicht, dass der zwischen dem Erblasser und Ver-
mächtnisnehmer existierende persönliche Freibetrag 
erneut anzuwenden ist, wenn zwischen dem Tod des Er-
blassers und dem Zufluss aus der „Schenkung aus dem 
Jenseits“ mindestens zehn Jahre liegen. Das ist z. B. der 
Fall, wenn einem Erben zugleich ein Vorausvermächtnis 
zusteht, das aufschiebend bedingt ist, oder die Ablauf-
leistung aus einer Lebensversicherung unter einer auf-
schiebenden Bedingung steht. 

ERBSCHAFTSTEUER 
OPTIMIEREN DURCH POSTMORTALE NUTZUNG VON 
FREIBETRÄGEN „SCHENKUNG AUS DEM JENSEITS“

VERWANDTSCHAFTS-
GRAD

STEUERKLASSE
STEUERFREI 
BETRAG IN EURO

STEUERSÄTZE IN PROZENT

Ehegatten und Le-
benspartner

I 500.000 7 bis 30

Kinder und Enkel, bei 
denen die Eltern verstor-
ben sind
(auch Stief- und Adoptiv-
kinder)

I 400.000 7 bis 30

Enkel I 200.000 7 bis 30

Eltern und Großeltern bei 
Erbschaft

I 100.000 7 bis 30

Eltern und Großeltern bei 
Schenkung, Geschwister, 
Nichten, Neffen, Stief-
eltern, Schwiegerkinder 
und -eltern, Stiefeltern, 
geschiedener Ehegat-
te und Lebenspartner 
einer aufgehobenen 
Lebenspartnerschaft

II 20.000 15 bis 43

Nicht Verwandte III 20.000 30 bis 50

Dies lässt sich durch entsprechende testamentarische 
Anordnungen alle zehn Jahre wiederholen. Man muss 
allerdings darauf achten, dass die Forderung zum Zeit-
punkt des Todes nicht fällig ist oder wird. Dies ist z. B. 
der Fall, wenn ein einzelner Vermögensgegenstand un-
ter einer aufschiebenden Bedingung erworben wird. Mit 
dem Eintritt der Bedingung kommt es zu einem eigenen 
Steuerfall. Liegt der Zeitpunkt der Steuerentstehung 
außerhalb des Zehnjahreszeitraums nach dem Erbfall, 
ist eine Zusammenfassung mit dem ursprünglichen Er-
werb von Todes wegen nicht mehr möglich und die per-
sönlichen Freibeträge können erneut genutzt werden.
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Nicht nur die persönlichen Freibeträge erneuern sich 
nach der Zehnjahresfrist. Einige sachliche Freibeträge 
erneuern sich ebenfalls alle zehn Jahre. Insbesondere 
die Steuerbefreiung nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 Erbschaftsteu-
ergesetz (ErbStG) für Hausrat und bewegliche Gegen-
stände ist hier von Bedeutung.

Bei Erwerb durch Personen der Steuerklasse I ist nach 
§ 13 Abs. 1 Nr. 1a ErbStG Hausrat einschließlich Wäsche 
und Kleidungsstücke (komplette Wohnungseinrichtung 
wie z. B. Möbel, Küchengeräte, Fernseher, Bücher, Ge-
schirr, Musikinstrumente unabhängig von ihrer Größe, 
Haustiere) bis zu einem gemeinen Wert von 41.000 EUR 
steuerfrei. Bei diesem Betrag handelt es sich um einen 
Freibetrag. Steuerpfl ichtig ist nur der über 41.000 EUR 
hinausgehende Betrag.

Nach § 13 Abs. 1 Nr. 1b ErbStG sind andere bewegliche 
körperliche Gegenstände (z. B. Geräte für Hobbies, 
Freizeitgeräte) beim Erwerb durch Personen der Steu-
erklasse I bis zu einem gemeinen Wert von insgesamt 
12.000 EUR steuerfrei. Auch bei diesem Betrag handelt 
es sich um einen Freibetrag. Steuerpfl ichtig ist nur der 
über 12.000 EUR hinausgehende Betrag.

Bei Erwerb durch Personen der Steuerklasse II und III ist 
nach § 13 Abs. 1 Nr. 1c ErbStG der Erwerb von Hausrat 
einschließlich Wäsche und Kleidungsstücke und ande-
re bewegliche körperliche Gegenstände zusammenzu-
rechnen, da der Freibetrag hierfür insgesamt nur 12.000 
EUR beträgt.

FAZIT
Bei Übertragung von großen Vermögenswerten ist der 
Nutzen von postmortalen Freibeträgen besonders groß 
da nicht nur der persönliche und sachliche Freibetrag 
sondern auch oft günstigere Steuersätze abermals zur 
Verfügung stehen.

Ariane Kloeß
Steuerberaterin
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Wir sind beeindruckt, wie schnell, unbürokratisch und pragmatisch die Hilfs-
organisation Deutsche Humanitäre Hilfe Nagold e.V. (DHHN) eine spontane 
Hilfe für die Ukraine organisiert hat. 

Folgendes Video gibt dies sehr bewegend und beeindruckend wieder.

DHHN – SCHNELLE HILFE FÜR DIE UKRAINE

Wir haben die DHHN in unsere förderungswürdigen 
Spendenempfänger aufgenommen.

Maisenbacher Hort + Partner

DHHN VITA

Gründung des Vereins im Jahr 2000. Motor des eingetragenen Vereins ist Julian Kirsch-
ner, der einzig Festangestellte. Er und zahlreiche ehrenamtliche Helfer, Spender und 
Speditionen organisieren und transportieren regelmäßig Hilfsgüter zu den Ärmsten 
der Armen in Osteuropa mit eigens angeschafftem LKW-Fuhrpark … ganz besonders 

zurzeit in die Ukraine.

Weitere Informationen unter www.dhhn.de

DRUCK 
cc color conception GmbH, Offen-
bach/Queich


